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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im März 2019 reichte Sibel Arslan (basta, BS) eine parlamentarische Initiativen ein, mit
der sie das aktive Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige forderte. Das politische
Engagement junger Menschen sei markant gestiegen, so die Initiantin. Zudem bringe es
die demographische Veränderung der Bevölkerung mit sich, dass über 50-jährige
Stimmberechtigte immer mehr in der Überzahl seien, was zu Verzerrungen von
politischen Entscheidungen führen könne. Es seien aber junge Menschen, die
Entscheidungen beeinflussen sollten, welche sie selber in Zukunft betreffen würden.
Das Stimmrechtsalter sei «ein Ausdruck einer modernen und fortschrittlichen
Demokratie», aber keine Pionierleistung mehr, liege das Alter der Stimm- und
Wahlberechtigten in Österreich und im Kanton Glarus doch schon lange bei 16 Jahren.
Der Moment schien günstig, dass die bereits ein paar Mal gescheiterte Idee dieses Mal
Erfolg haben könnte. Dies nicht nur, da Nationalrätin Arslan zahlreiche
Mitunterzeichnende im Parlament für die Vorlage fand, sondern auch, weil eine
kantonale Initiative in Neuenburg, die das Stimmrechtsalter 16 forderte, beachtliche
Medienaufmerksamkeit erzielte. Zudem schienen die zahlreichen
Klimademonstrationen sowie die Berichte aus dem Kanton Glarus, der das
Stimmrechtsalter 16 bereits 2007 eingeführt hatte und laut den Medien damit
durchwegs positive Erfahrungen gemacht habe, das gestiegene politische Interesse
Jugendlicher zu unterstreichen. Auch in anderen Kantonen stand die Senkung des
Stimmrechtsalters auf der politischen Agenda – so etwa in Basel-Stadt, Genf, Uri,
Waadt, Wallis und Zürich. 
Dieser Aufwind schien sich jedoch nicht zu erhalten. Nicht nur, weil die entsprechende
Neuenburger Kantonalinitiative im Februar 2020 überraschend deutlich mit einem
Nein-Stimmenanteil von 58.5 Prozent an der Urne verworfen wurde; auch die SPK-NR
lehnte Ende Mai die parlamentarische Initiative ab. Allerdings gab dabei bei 12 zu 12
Stimmen erst der Stichentscheid des Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) den
Ausschlag. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, man wolle die Entwicklung in den
Kantonen abwarten. Es sei zudem problematisch, politische Rechte auszuüben, wenn
man noch nicht mündig sei, und es sei auch nicht sinnvoll, wenn die unter 18-Jährigen
«Stimmberechtigte zweiter Klasse» seien, weil die Initiative ja nur das aktive, nicht aber
das passive Wahlrecht vorsehe. Die Minderheit befand hingegen, dass die Ermöglichung
der Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen für junge Menschen einen guten Einstieg
in die politische Beteiligung bedeute. In den Medien machten sich zudem zahlreiche
bürgerliche Parlamentsmitglieder stark für die Idee, Junge stärker in die politische
Verantwortung einzubeziehen. Gut möglich also, dass der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit nicht folgt und der parlamentarischen Initiative Folge geben
wird. Auch im gegenteiligen Fall wird das Thema wohl auf der politischen Agenda
verbleiben, hatte doch bereits Anfang 2020 eine Gruppe unter dem Namen «IG
Stimmrechtsalter 16» angekündigt, eine entsprechende nationale Initiative zu lancieren,
sollte das Begehren im Parlament scheitern. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Anders als die knappe Mehrheit seiner SPK-NR gab der Nationalrat der
parlamentarischen Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) für ein aktives Stimm- und
Wahlrecht für 16-Jährige mit 98 zu 85 Stimmen Folge. Die Initiantin selber hatte ihre
Kolleginnen und Kollegen vor der Abstimmung ermuntert, «ein wichtiges Kapitel der
Schweizer Geschichte zu schreiben». Seit der Gründung der Schweiz habe das Ziel
bestanden, die Demokratie auszubauen. Der Einbezug junger Menschen, wenn auch nur
beschränkt auf das aktive Recht, sei ein weiterer Schritt dazu. 16-Jährigen sei die
Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, weil aktuelle politische Themen ihre Zukunft
beträfen, weil sie politisch interessiert und genügend politisch gebildet seien, die
Entwicklungspsychologie zeige, dass «die Entwicklung des rationalen Denkens bis 16
abgeschlossen» sei und Stimmrechtsalter 16 sich auch schon im Kanton Glarus und in
Österreich auf nationaler Ebene in der Praxis bewährt habe. Tamara Funiciello (sp, BE)
verteidigte die Kommissionsminderheit, welche der Initiative Folge geben wollte, mit
dem Argument der Willkür. Die Entscheidung, wer mitbestimmen dürfe, sei willkürlich,
sei lange Zeit vom Geschlecht abhängig gewesen und sei auch heute durch den Pass der
Eltern oder eben durch das Lebensalter bedingt. Zu behaupten, dass jemand mit 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Jahren reifer sei als jemand mit 16 Jahren, sei ebenso willkürlich: «Es gibt Leute, die mit
14 reif sind, und es gibt solche, die es mit 50 noch nicht sind». Die Position der
Kommissionsmehrheit vertraten Piero Marchesi (svp, TI) und Andri Silberschmidt (fdp,
ZH). Es mute vielleicht altklug an, wenn er als jüngstes Ratsmitglied gegen die
Herabsetzung des Stimmrechtsalters spreche – so Silberschmidt –, aber er habe nicht
das Gefühl, es handle sich hier um ein prioritäres Anliegen der Jugend. Er wiederholte
in der Folge die Argumente der SPK-NR: die Verzerrung aufgrund der Beschränkung auf
das aktive Wahlrecht – wer wählen könne, müsse sich auch für eine Wahl zur Verfügung
stellen können –; die Inkongruenz mit dem Alter für Mündigkeit – so könne man mit 16
Jahren keine Volksinitiative unterschreiben, aber man könnte neu darüber abstimmen
–; die erneut willkürliche Altersgrenze sowie die geringe Erfahrung, die man mit dem
Stimmrechtsalter 16 in der kurzen Praxis im Kanton Glarus bisher gemacht habe und die
man mit Ablehnung des Antrags noch erweitern könne. 
Eine Mitte-Links-Mehrheit von 98 Stimmen hielt die Idee allerdings für reif und gab dem
Anliegen Folge. Zu den geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP und der GP gesellten
sich 10 Stimmen aus der Mitte-Fraktion und 5 Stimmen aus der FDP.Liberale-Fraktion.
In der Fraktion der SVP gab es zwei Enthaltungen. 2

Anfang Februar 2021 gab auch die SPK-SR der parlamentarischen Initiative von Sibel
Arslan (basta, BS), die ein aktives Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige fordert, grünes
Licht – mit 7 zu 6 Stimmen allerdings nur knapp. Es mache «gerade in einer direkten
Demokratie Sinn, die politische Teilnahme möglichst früh zu ermöglichen», war in der
Medienmitteilung der Kommission als Begründung zu lesen. 57 Jahre betrage der
Medianwert des Alters der Stimmberechtigten, was staatspolitisch bedenklich sei, weil
Jugendliche von heute beschlossenen Gesetzen für lange Zeit betroffen seien. Die
Kommissionsmehrheit erhoffte sich auch einen Schub hinsichtlich politischer Bildung,
weil damit für Schulen mehr Anreiz bestehe, den Auszubildenden Hilfe für die Praxis
anzubieten. Die Kommissionsminderheit bemängelte die Differenz zwischen Rechten
und Pflichten. Mit 16 Jahren sei man von Gesetzes wegen noch nicht mündig, dürfe also
rechtlich keine eigenen verbindlichen Entscheide fällen, mit der Senkung des
Stimmrechtsalters aber über komplexe, die Gesellschaft betreffende Angelegenheiten
mitbestimmen. Dies sei schwierig zu erklären. Zudem sei die Aufspaltung des
Stimmrechts – die parlamentarische Initiative will lediglich für das aktive (wählen und
abstimmen), nicht aber für das passive Stimmrecht (gewählt werden) das dazu
berechtigende Alter senken – nicht nachvollziehbar. Es sei zudem sinnvoller,
Stimmrechtserweiterungen zuerst auf kommunaler und kantonaler Ebene zu erproben,
gab die Minderheit weiter zu bedenken. Mit dem Entscheid der SPK-SR erhält die
Schwesterkommission (SPK-NR) den Auftrag, einen Gesetzesentwurf auszuarbeiten. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.2021
MARC BÜHLMANN

Mit 12 zu 12 Stimmen, bei Stichentscheid ihres Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG),
entschied sich die SPK-NR, keinen Erlassentwurf zur parlamentarischen Initiative von
Sibel Arslan (basta, BS) für ein aktives Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige
auszuarbeiten und den Vorstoss zur Abschreibung zu empfehlen. In den Kantonen
stosse das Begehren immer wieder auf Widerstand an der Urne und die Unterscheidung
des Alters für aktives und passives Wahlrecht sei nicht angebracht, so die Begründung
in der Medienmitteilung. 
Der «ungewöhnliche Entscheid» (Blick) wurde in den Medien von der Initiantin
kritisiert. Die Kommission verweigere die Arbeit und stelle sich über einen
Parlamentsentscheid, gab Sibel Arslan im Blick zu Protokoll. Auch die Republik
wunderte sich über den Entscheid. Eine jüngere Umfrage zeige, dass sich 55 Prozent
der 15 bis 25-Jährigen als politisch engagiert bezeichneten. Zudem hätten die
Jungparteien seit Anfang 2020 «massiv» steigenden Zulauf. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARC BÜHLMANN

Die parlamentarische Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) war 2020 trotz gegenteiliger
Empfehlung der SPK-NR von der grossen Kammer knapp mit 98 zu 85 Stimmen
angenommen worden und auch die SPK-SR hatte knapp mit 7 zu 6 Stimmen für
Folgegeben optiert. Statt eine Vorlage auszuarbeiten, hatte sich die SPK-NR dann
allerdings – erneut sehr knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung und
Stichentscheid ihres Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) – dafür entschieden, den
Vorstoss zur Abschreibung zu beantragen und keinen Erlassentwurf zum aktiven
Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige auszuarbeiten. 
Über diesen Abschreibungsantrag entbrannte in der Frühjahrssession 2022 eine
lebhafte, mit zahlreichen Gegenfragen gespickte Debatte. Auf der einen Seite wurde für

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
MARC BÜHLMANN
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mehr «Vertrauen in die Jugend» plädiert (Corina Gredig, glp, ZH). Die alternde
Gesellschaft müsse mehr junge Menschen einbeziehen, argumentierte Marianne
Binder-Keller (mitte, AG). Politisches Interesse sei keine Frage des Alters und politisch
interessierte Jugendliche dürften nicht gebremst werden, forderte Nadine Masshardt
(sp, BE). Für die Gegenseite gab Andri Silberschmidt (fdp, ZH) seine eigenen
Erfahrungen zum Besten: Es gebe genügend Werkzeuge, um in jungen Jahren auch ohne
Stimm- und Wahlrecht politisch aktiv zu sein. Gleichzeitig kritisierte er die Trennung
von aktivem und passivem Wahlrecht. Es leuchte nicht ein, weshalb man abstimmen
und wählen sollen dürfe, nicht aber selber kandidieren. Weiter argumentierten die
Gegnerinnen und Gegnern, dass man viele Dinge mit 16 noch nicht dürfe, was eben
auch die Vergabe des Stimm- und Wahlrechts in Frage stelle. «Wie soll denn jemand,
der offenbar nicht in der Lage ist, über den Kauf einer Flasche Wodka zu entscheiden,
vernünftig über eine Mehrwertsteuerrevision abstimmen können?», fragte etwa Gregor
Rutz (svp, ZH) rhetorisch. Dagegen wandte Felix Wettstein (gp, SO) ein, dass
Mündigkeits- und Stimmrechtsalter auch bei der Senkung auf 18 Jahre nicht
übereingestimmt hätten (das Mündigkeitsalter lag damals bei 20, heute bei 18 Jahren).
Auch die Frage nach der genauen Altersgrenze wurde debattiert. Auf die wiederum
rhetorische Frage von Samira Marti (sp BL), ob es korrekt sei, dass über 50-jährige
darüber entschieden, wie die Welt in fünfzig Jahren aussehen solle, antwortete
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), dass es zur Lösung dieser Problematik wohl ein
«Stimmrechtsalter null» brauchen würde. Am Schluss meldete sich auch Initiantin Sibel
Arslan zu Wort. Eine Abschreibung der Vorlage «wäre eine Ohrfeige für die Jungen». Es
gehe um deren Zukunft und ihr Einbezug stärke den Generationenvertrag – so die
Baslerin.
Die Abstimmung über den Antrag für Abschreibung fiel in der Folge erneut äusserst
knapp aus. Dank einigen Stimmen aus der FDP-Fraktion und knapp der Hälfte der
Stimmen aus der Mitte-EVP-Fraktion wuchsen die Voten der geschlossen stimmenden
SP-, GLP- und GP-Fraktionen auf 99 an, die gegen die 90 befürwortenden Stimmen –
darunter die geschlossen stimmende SVP-Fraktion – obsiegten (3 Enthaltungen). Die
SPK-NR wird also eine Vorlage ausarbeiten müssen. 5

Der Nationalrat hatte im März 2022 den Abschreibungsantrag für die parlamentarische
Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) für die Einführung eines  Stimm- und Wahlrechts
für 16-Jährige abgelehnt und seine SPK-NR damit, nachdem er der Initiative im Jahr
2020 Folge gegeben hatte, erneut aufgefordert, eine entsprechende Vorlage
auszuarbeiten. Die Kommission legte entsprechend im Herbst einen Entwurf vor, der,
wie von der parlamentarischen Initiative vorgeschlagen, die Senkung des passiven
Wahlrechts und des Stimmrechts auf 16 Jahre vorsah; gewählt werden können Wahl-
und Stimmberechtigte entsprechend des Entwurfs also nach wie vor erst mit 18 Jahren.
Trotz Ablehnung einer Minderheit der SPK-NR – der Entwurf wurde mit 13 zu 7 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) angenommen – wurde der Vorschlag für eine Teilrevision der
Verfassung (Artikel 136 BV) Mitte September 2022 in die Vernehmlassung gegeben.

In der Zwischenzeit war das Thema auch deshalb in den Medien präsent, weil sowohl im
Kanton Zürich als auch im Kanton Bern entsprechende kantonale Vorschläge an der
Urne abgelehnt worden waren. Im Kanton Zürich hatten Regierung und Parlament und
alle Parteien mit Ausnahme von EDU, FDP und SVP eine Senkung des aktiven (nicht aber
passiven) Wahl- und Stimmrechtsalters auf 16 Jahre empfohlen, die Vorlage wurde aber
Mitte Mai 2022 mit 64.4 Prozent Nein-Stimmenanteil von der kantonalen Bevölkerung
deutlich verworfen. Auch im Kanton Bern wollte die Mehrheit der Stimmberechtigten
Ende September 2022 nichts von einer Ausweitung der politischen Rechte auf junge
Menschen wissen. Auch hier war die Ablehnung mit 67 Prozent klar; einzig in der Stadt
Bern stimmten 59 Prozent der Stimmberechtigten zu. Auch in Bern hatten sich das
Parlament sowie alle Parteien mit Ausnahme von EDU, FDP und SVP für eine Senkung
des Stimm- und Wahlrechtsalters ausgesprochen – nicht aber die Regierung, die auf
das Jahr 2009 verwies, als schon einmal eine ähnliche Initiative an der Urne abgelehnt
worden war (damals allerdings noch deutlicher mit 75% Nein-Stimmenanteil). 
Weil in den letzten Jahren in den Kantonen Neuenburg (2020: 58.5% Nein), Uri (2021:
68.4% Nein; 2009: 79.9% Nein), Basel-Landschaft (2018: 84.5% Nein) und Basel-Stadt
(2009: 72% Nein) die Ausweitung der politischen Rechte auf 16 bis 18-Jährige ebenfalls
an der Urne gescheitert war und sich in den Kantonen Genf (2022), Luzern (2021),
Schwyz (2021), Waadt (2021), Zug (2021), Jura (2020), St. Gallen (2020), Schaffhausen
(2019), Thurgau (2019) und Freiburg (2010) die kantonalen Parlamente gegen
entsprechende Vorstösse aus den eigenen Reihen ausgesprochen hatten, können
weiterhin lediglich im Kanton Glarus auch Menschen zwischen 16 und 18 Jahren an
politischen Entscheidungen teilhaben.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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In den Medien gingen die Meinungen zu diesem Thema auseinander: In NZZ-
Meinungsbeiträgen wurde es als «diskriminierend und heuchlerisch» bezeichnet, dass
«junge Nachwuchspolitiker als Hoffnungsträger» gefeiert würden, sich «Politiker im
Pensionsalter» hingegen für eine Wiederwahl rechtfertigen müssten; dies zeige die
vermeintliche Stimmung in der Politik, die Jugendlichen mehr Beteiligung einräumen
wolle, die aber in Anbetracht der Ablehnung an den kantonalen Abstimmungsurnen von
der Stimmbevölkerung nicht geteilt werde. Hinterfragt wurde in der NZZ zudem, ob
Jugendliche über «ausreichend Kenntnisse» verfügten, um sich an Abstimmungen und
Wahlen zu beteiligen. Weil der Geschichtsunterricht immer stärker abgewertet werde,
sei diese Frage zu verneinen, so ein Zürcher EVP-Kantonsrat. Anderer Ansicht war etwa
der Blick: Insbesondere die Klimastreiks hätten gezeigt, dass junge Menschen
mobilisiert würden, wenn es um Anliegen gehe, die sie interessierten. Auch Le Temps
hob die wachsende Zahl an Jugendlichen hervor, die auf die Strasse gingen und sich
wohl auch an der Abstimmungs- und Wahlurne äussern würden. Die Westschweizer
Zeitung erinnerte zudem daran, dass auch der Einführung des Frauenstimm- und
-wahlrechts sowie der Senkung des Stimmrechtsalter von 20 auf 18 Jahre eine
jahrelange Debatte vorangegangen sei. Zuletzt hätten 1991 mehr als 72 Prozent der
Stimmberechtigten der Senkung des Wahl- und Stimmrechtsalters zugestimmt,
nachdem 1979 noch eine knappe Mehrheit von 50.1 Prozent diese abgelehnt hatte. Einig
war man sich in den Medien freilich darüber, dass die kantonalen Resultate wohl einen
eher negativen Einfluss auf die nationale Debatte haben könnten; die NZZ etwa fasste
die «Schlappe für die Regierung und das Parlament» in Zürich als «Dämpfer» für
ähnliche kantonale und nationale Anliegen auf. Der Berner SVP-Kantonalpräsident
Manfred Bühler (BE, svp) wünschte sich im Vorfeld der Berner Abstimmung denn auch,
dass möglichst deutliche kantonale Resultate der nationalen Diskussion ein Ende setzen
würden.

Allerdings dürften die Diskussionen nicht nur national – die Vernehmlassung für die von
der SPK-NR erarbeitete Vorlage war bis Ende 2022 geplant –, sondern auch kantonal
weitergehen: Im Kanton Graubünden wird die Stimmbevölkerung über die vom
Parlament deutlich gutgeheissene Herabsetzung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre
abstimmen und in den Kantonen Aargau, Luzern und Solothurn waren 2022
Unterschriftensammlungen für kantonale Volksinitiativen mit demselben Ziel im Gange.
Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde zudem das Stimm- und Wahlrechtsalter in
der noch nicht zu Ende beratenen Totalrevision der Kantonsverfassung auf 16 Jahre
festgesetzt; bleibt dies so, werden auch in diesem Kanton die Stimmberechtigten das
letzte Wort in dieser Frage haben. Im Kanton Tessin war ein entsprechender Vorstoss
hängig und im Kanton Basel-Stadt hatte das Parlament die Regierung mit dem Entwurf
einer entsprechenden Vorlage beauftragt. 6

Am Montag der dritten Herbstsessionswoche 2020 besetzten Klimaaktivistinnen und
-aktivisten den Bundesplatz, obwohl dort Veranstaltungen während der Session
verboten sind. Dies führte bei den Parlamentarierinnen und Parlamentariern zu einigem
Ärger. So beschwerten sich gemäss verschiedener Medien insbesondere bürgerliche
Parlamentsmitglieder, von den Klimaaktivistinnen und -aktivisten «angepöbelt» worden
zu sein. Dabei stellten die Medien vor allem verschiedene verbale Entgleisungen ins
Zentrum der Berichterstattung. So soll Roland Büchel (svp, SG) derart genervt gewesen
sein, dass er die Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten vor laufender Kamera als
«Arschlöcher» bezeichnete. Andreas Glarner (svp, AG) nannte die Demonstrierenden
während eines Interviews «Kommunisten und Chaoten» und Sibel Arslan (basta, BS), die
das Anliegen der Streikenden vertreten wollte, «Frau Arschlan» – was er später als
Versprecher entschuldigte. Umgekehrt regten sich linke Parlamentsmitglieder über die
falschen Prioritäten der Medien auf, so etwa Jacqueline Badran (sp, ZH), die in einem
Radiointerview die Medien angriff, welche «den huere fucking Glarner, who cares, [...]
statt die Forderungen der Jugendlichen» gefilmt hätten. 

Die Debatten drehten sich in der Folge allerdings nicht nur um «Anstand» und verbale
Entgleisungen, sondern auch darum, ob der Bundesplatz überhaupt besetzt werden
darf – insbesondere während der Session. Während sich bürgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier beschwerten, zeigten links-grüne Mitglieder
der Bundesversammlung Verständnis für die Aktion. Die aktuelle Regelung im
Kundgebungsreglement der Stadt Bern besagt, dass die Versammlungsfreiheit auf dem
Bundesplatz während der Sessionen vor allem für grosse Manifestationen aufgehoben
wird. Verantwortlich für die Einhaltung dieser Massnahme ist die Stadt Bern, weshalb
sich die Kritik der Bürgerlichen in der Folge vor allem gegen den Berner

MOTION
DATUM: 30.09.2022
MARC BÜHLMANN
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Stadtpräsidenten Alec von Graffenried (gfl) richtete. Einige Medien – darunter etwa die
NZZ – warfen der Stadt gar vor, «mit zweierlei Mass» zu messen und das
Demonstrationsverbot «selektiv» umzusetzen. 

Die Aktion auf dem Bundesplatz führte schliesslich auch zu einiger parlamentarischer
Betriebsamkeit. Ein noch am gleichen Montag eingereichter Ordnungsantrag
(20.9004/21364) von Thomas Aeschi (svp, ZG), der die Räumung des Platzes beantragte,
wurde mit 109 zu 83 Stimmen (1 Enthaltung) im Nationalrat angenommen. Dagegen
stimmten die geschlossenen Fraktionen von SP, GP und GLP sowie zwei Angehörige der
Mitte-Fraktion. Der am nächsten Tag von Esther Friedli (svp, SG) eingereichte
Ordnungsantrag (20.9004/21402), mit dem zusätzlich eine Anzeige gegen die Stadt Bern
und die «Klimaextremisten und Linksradikalen» gefordert wurde, lehnte eine 90 zu 79-
Stimmen-Mehrheit (bei 16 Enthaltungen) dann freilich ab. Hingegen richtete sich die VD
mit einem von Nationalratspräsidentin Isabelle Moret (fdp, VD) und Ständeratspräsident
Hans Stöckli (sp, BE) unterzeichneten Schreiben an die Regierungen von Stadt und
Kanton Bern und forderte diese auf, für die Einhaltung der Rechtsbestimmungen zu
sorgen. Und schliesslich reichte Christian Imark (svp, SO) eine Motion ein, mit der er
forderte, die Stadt Bern des Bundesplatzes zu enteignen. Dadurch könne der
Bundesrat «künftig selber für Recht und Ordnung auf dem Bundesplatz» sorgen, weil
«die linke Berner Stadtregierung [...] die Chaoten immer öfter gewähren» lasse.
Wohl auch weil die Polizei am Mittwoch nach zwei Ultimaten der Stadtregierung den
Platz räumte, legte sich die Aufregung kurz darauf wieder. Der Bundesrat beantragte ein
paar Wochen später die Ablehnung der Motion, weil eine Enteignung nicht
verhältnismässig sei und die Zusammenarbeit mit der Stadt Bern bezüglich Nutzung des
Bundesplatzes so funktioniere, dass die Interessen des Parlaments berücksichtigt
würden. Die Motion Imark selber wurde dann zwei Jahre nach ihrer Einreichung wegen
Nichtbehandlung abgeschrieben. 7

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 29.5.20; NZZ, 22.1.20; Lib, 23.1.20; AZ, 31.1.20; LT, 8.2.20; AZ, 23.5.20; NZZ, 26.5.20; AZ,
27.5.20; Blick, 28.5., 29.5.20
2) AB NR, 2020, S. 1403 ff.; Bericht SPK-NR vom 3.7.20; Blick, 7.9.20; CdT, TA, 11.9.20; CdT, NZZ, 12.9.20; So-Bli, SoZ, 13.9.20;
BaZ, 14.9.20; WW, 24.9.20; NZZ, 6.10., 14.10.20; CdT, 17.10.20; NZZ, 23.10.20; TA, 26.10.20
3) Medienmitteilung SPK-SR vom 2.2.21; AZ, TA, 1.2.21; AZ, Lib, NZZ, TA, 3.2.21; SGT, TZ, 4.2.21; LT, 5.2.21; NZZ, 8.7., 21.9.21;
Lib, 27.9.21; NZZ, 5.10., 7.10.21
4) Bericht SPK-NR vom 28.1.22; Medienmitteilung SPK-NR vom 5.11.2021; Blick, 6.11.21; Republik, 25.11.21
5) AB NR, 2022, S. 491 ff.; AZ, 16.3.22; AZ, CdT, NZZ, 17.3.22
6) Vorenwturf und erläuternder Bericht SPK-NR; NZZ, 23.4., 27.4.22; Blick, NZZ, 16.5.22; Blick, 15.7.22; LT, 31.8.22; Bund,
8.9.22; CdT, Lib, 13.9.22; QJ, 17.9.22; Bund, QJ, TA, 26.9.22
7) AB NR, 2020 S. 1717 f.; AB NR, 2020 S. 1752 f.; Mo. 20.4028; NZZ, 22.9., 23.9.20; AZ, Blick, LT, 24.9.20; So-Bli, 27.9.20;
Blick, 30.9.20
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